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223. Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 170 Brixental Straße im Bereich der
Gemeinden Kirchberg in Tirol und Kitzbühel

2 2 4 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der A 1 West Autobahn (Anschlußstelle
Salzburg-Mitte) im Bereich der Stadt Salzburg

2 2 5 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes und Auflassung entbehrlich gewordener
Straßenteile der B 96 Murtal Straße im Bereich der Gemeinde Frojach-Katsch

2 2 6 . Verordnung: Festsetzung der Pauschalvergütung für den verlängerten Dienstplan und
einer pauschalierten Aufwandsentschädigung für die Beamten des rechts-
kundigen Dienstes bei den Bundespolizeibehörden

2 2 7 . Verordnung: Festsetzung von pauschalierten Aufwandsentschädigungen für Beamte im
Gefangenenaufsichtsdienst und für Jugenderzieher an Justizanstalten

2 2 8 . Verordnung: Bemessung und Pauschalierung einer Gefahrenzulage für Beamte im Gefan-
genenaufsichtsdienst und für Jugenderzieher an Justizanstalten

2 2 9 . Kundmachung: Aufhebung von Teilen von Erlässen betreffend Pauschalgebühr und Bereit-
schaftsgebühr durch den Verfassungsgerichtshof

2 3 0 . Kundmachung: Beitritt Irans und Weitergeltungserklärung Fidschis zum Internationalen
Abkommen zur Erleichterung der Einfuhr von Warenmustern und Werbe-
material

2 3 1 . Kundmachung: Beitritt Spaniens zum Europäischen Abkommen über die Zollbehandlung
von Paletten, die im internationalen Verkehr verwendet werden

2 3 2 . Handels- und Zahlungsabkommen zwischen der Republik Österreich und der Volksrepublik
China

2 2 3 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 25. April 1973
betreffend die Bestimmung des Straßen-
verlaufes der B 170 Brixental Straße im Be-
reich der Gemeinden Kirchberg in Tirol und

Kitzbühel

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:

Der Straßenverlauf der B 170 Brixental
Straße wird

1. im Bereich der Gemeinde Kirchberg in Tirol
(Ortsdurchfahrt Klausen) wie folgt be-
stimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse zweigt
bei km 25,8 von der bestehenden Trasse ab und
führt unter teilweiser Benützung derselben in
gestreckterer Linienführung bis km 26,143;

2. im Bereich der Gemeinde Kitzbühel (Orts-
durchfahrt Gundhabing) wie folgt be-
stimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse zweigt
bei km 26,760 von der bestehenden Trasse ab

und führt unter teilweiser Benützung bzw.
Überschneidung derselben in gestreckterer
Linienführung bis km 27,310.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrassen
aus den beim Bundesministerium für Bauten und
Technik, beim Amt der Tiroler Landesregierung
und bei den Gemeinden Kirchberg in Tirol und
Kitzbühel aufliegenden Planunterlagen (Kataster-
maßstab 1 : 2880) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf die
vorangeführten Straßenteile Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Moser

2 2 4 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 27. April 1973
betreffend die Bestimmung des Straßen-
verlaufes der A 1 West Autobahn (Anschluß-
stelle Salzburg-Mitte) im Bereich der Stadt

Salzburg
Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-

gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:
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Der Straßenverlauf der A 1 West Autobahn,
Anschlußstelle Salzburg-Mitte, im Bereich der
Stadt Salzburg wird wie folgt bestimmt:

Von den neu herzustellenden Rampen der
Anschlußstelle Salzburg-Mitte zweigt die der
Abfahrt von der Autobahn dienende Rampe
von der Richtungsfahrbahn Wien-Salzburg der
A 1 West Autobahn bei km 291,7 ab, und bindet
in die B 155 Münchener Straße bei km 1,71 ein.
Die als Zufahrt zur Autobahn vorgesehene
Rampe verläßt die B 155 Münchener Straße bei
km 2,19 und mündet in die Autobahn
(Richtungsfahrbahn Salzburg-München) bei
km 292,345 ein.

Der Verlauf der Straßentrasse ist im einzelnen
aus den beim Bundesministerium für Bauten und
Technik, beim Amt der Salzburger Landes-
regierung und beim Magistrat der Stadt Salz-
burg aufliegenden Planunterlagen zu ersehen.

§ 15 BStG 1971 findet auf diesen Straßenteil
Anwendung. Die Grenzen des Bundesstraßenbau-
gebietes sind den aufliegenden Plänen zu ent-
nehmen.

Moser

2 2 5 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 27. April 1973 be-
treffend die Bestimmung des Straßenverlaufes
und Auflassung entbehrlich gewordener
Straßenteile der B 96 Murtal Straße im Be-

reich der Gemeinde Frojach-Katsch

Auf Grund des § 4 Abs. 1 und 2 Bundes-
straßengesetz 1971, BGBl. Nr. 286, wird ver-
ordnet:

Der Straßenverlauf der B 96 Murtal Straße
wird im Bereich der Gemeinde Frojach-Katsch
wie folgt bestimmt:

Die neu hergestellte Straßentrasse zweigt bei
km 11,401 (alt und neu) nächst dem Bahnhof
Frojach-Katschtal in westlicher Richtung von der
bestehenden Trasse ab, überquert die Mur süd-
lich der Katschbacheinmündung und bindet west-
lich der Abzweigung der Landesstraße Nr. 252 bei
km 13,150 (alt)/km 12,771 (neu) wieder in die
bestehende Bundesstraße ein.

Die durch diese Umlegung für den Durchzugs-
verkehr entbehrlich gewordenen Straßenteile wer-
den als Bundesstraße aufgelassen.

Moser

2 2 6 . Verordnung des Bundesministers für
Inneres vom 27. April 1973 über die Fest-
setzung der Pauschalvergütung für den ver-
längerten Dienstplan und einer pauschalierten
Aufwandsentschädigung für die Beamten des
rechtskundigen Dienstes bei den Bundespoli-

zeibehörden

Auf Grund des § 16 a und des § 20 in Ver-
bindung mit § 15 Abs. 2 des Gehaltsgesetzes
1956, BGBl. Nr. 54, in der Fassung der 24. Ge-
haltsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 214/1972, wird
mit Zustimmung des Bundeskanzlers und des
Bundesministers für Finanzen verordnet:

§ 1. Den im § 1 der Verordnung der Bundes-
regierung vom 26. April 1973, BGBl. Nr. 199,
angeführten Beamten des rechtskundigen Dienstes
bei den Bundespolizeibehörden gebührt eine
monatliche Pauschalvergütung für den verlän-
gerten Dienstplan in der Höhe von 6'01 v. H.
des Gehaltes (einschließlich allfälliger Teuerungs-
zulagen) der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V
der Beamten der Allgemeinen Verwaltung und
eine pauschalierte monatliche Aufwandsentschädi-
gung in der Höhe von 260 S.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. Mai 1973
in Kraft.

Rösch

2 2 7 . Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 4. Mai 1973 über die Festsetzung
von pauschalierten Aufwandsentschädigungen
für Beamte im Gefangenenaufsichtsdienst und

für Jugenderzieher an Justizanstalten

Auf Grund des § 20 in Verbindung mit § 15
Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54,
in der Fassung der 24. Gehaltsgesetz-Novelle,
BGBl. Nr. 214/1972, wird mit Zustimmung des
Bundeskanzlers und des Bundesministers für
Finanzen verordnet:

§ 1. Den Beamten der Justizwache und den
Jugenderziehern an Justizanstalten sowie den
Beamten des Dienstzweiges „Höherer Dienst an
Justizanstalten", soweit sie im Vollzugsdienst
stehen, gebührt eine pauschalierte monatliche
Aufwandsentschädigung.

§ 2. (1) Die monatliche Aufwandsentschädigung
beträgt
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(2) In theoretischer Ausbildung stehen
1. Beamte, die den Einführungslehrgang an der

Justizwachschule besuchen oder die unmittel-
bar zur Dienstleistung in einer Vollzugs-
anstalt einberufen werden, bis zum Zeit-
punkt, zu dem sie voll in den Dienstbetrieb
eingegliedert sind und Nachtdienst ver-
richten können, mindestens aber bis drei
Monate nach Dienstantritt;

2. Beamte, die den Lehrgang zur Vorbereitung
auf die Dienstprüfung an der Justizwach-
schule besuchen.

§ 3. Weiters gebührt den im § 1 genannten
Beamten für jede dienstliche Tätigkeit während
der Nachtzeit (22.00 bis 06.00 Uhr) eine zusätz-
liche Aufwandsentschädigung (Nachtdienstgeld).

§ 4. Die Aufwandsentschädigung nach § 3
beträgt für jede Stunde der Dienstleistung 5'25 S.
Für Bruchteile einer Stunde gebührt der verhält-
nismäßige Teil des vollen Stundensatzes.

§ 5. Diese Verordnung tritt mit 1. Mai 1973
in Kraft.

Broda

2 2 8 . Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 4. Mai 1973 über die Bemessung
und Pauschalierung einer Gefahrenzulage für
Beamte im Gefangenenaufsichtsdienst und für

Jugenderzieher an Justizanstalten

Auf Grund des § 19 b in Verbindung mit § 15
Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54,
in der Fassung der 24. Gehaltsgesetz-Novelle,
BGBl. Nr. 214/1972, wird mit Zustimmung des
Bundeskanzlers und des Bundesministers für
Finanzen verordnet:

§ 1. Den Beamten der Justizwache und den
Jugenderziehern an Justizanstalten sowie den
Beamten des Dienstzweiges „Höherer Dienst in
Justizanstalten", soweit sie im Vollzugsdienst
stehen, gebührt für jede Stunde einer tatsäch-
lichen dienstlichen Tätigkeit im unmittelbaren
Gefangenenaufsichtsdienst (Erzieherdienst) eine
Gefahrenzulage.

§ 2. Die Gefahrenzulage beträgt für jede
Stunde 1 v. T. des Gehaltes (einschließlich all-
fälliger Teuerungszulagen) der Gehaltsstufe 2 der
Dienstklasse V der Beamten der Allgemeinen
Verwaltung. Für Bruchteile von Stunden gebührt
der verhältnismäßige Teil der Gefahrenzulage.

§ 3. Diese Verordnung tritt mit 1. Mai 1973
in Kraft.

Broda

229. Kundmachung des Bundesministers für
Landesverteidigung vom 27. April 1973 über
die Aufhebung von Teilen der Erlässe des
Bundesministers für Landesverteidigung vom
11. Dezember 1968, Zahl 511.444-GuR/68,
und vom 7. Feber 1969, Zahl 522.089-GuR/

69 durch den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 139 Abs. 2 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und gemäß
den Bestimmungen der §§ 60 Abs. 2 und 61 des
Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953, BGBl. Nr. 85,
wird kundgemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis
vom 15. März 1973, V 54,55/72-8 — dem Bun-
desministerium für Landesverteidigung zugestellt
am 30. März 1973 — den Abschnitt „A. Pauschal-
gebühr" im Erlaß des Bundesministers für Lan-
desverteidigung vom 11. Dezember 1968,
Zahl 511.444-GuR/68, betreffend „Pauschalgebühr
und Bereitschaftsgebühr; Neuregelung ab 1. No-
vember 1968", und die Textziffern 1. bis 8. im
Erlaß desselben Bundesministers vom 7. Feber
1969, Zahl 522.089-GuR/69, betreffend denselben
Gegenstand, als gesetzwidrig aufgehoben.

Lütgendorf

230. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 30. April 1973 betreffend den Beitritt
Irans und die Weitergeltungserklärung
Fidschis zum Internationalen Abkommen
vom 7. November 1952 zur Erleichterung
der Einfuhr von Warenmustern und Werbe-

material

Nach Mitteilung des Generalsekretariates der
Vereinten Nationen hat Iran am 11. Juni 1970
seine Beitrittsurkunde und Fidschi am 31. Okto-
ber 1972 seine Weitergeltungserklärung zum
Internationalen Abkommen zur Erleichterung der
Einfuhr von Warenmustern und Werbematerial
(BGBl. Nr. 187/1956, letzte Kundmachung be-
treffend den Geltungsbereich BGBl. Nr. 399/1969)
hinterlegt.

Kreisky

231. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 2. Mai 1973 betreffend den Beitritt
Spaniens zum Europäischen Abkommen vom
9. Dezember 1960 über die Zollbehandlung
von Paletten, die im internationalen Verkehr

verwendet werden

Nach Mitteilung des Generalsekretariates der
Vereinten Nationen ist Spanien am 2. Feber 1973
dem Europäischen Abkommen über die Zoll-
behandlung von Paletten, die im internationalen
Verkehr verwendet werden, (BGBl. Nr. 20/1964,
letzte Kundmachung betreffend den Geltungs-
bereich BGBl. Nr. 217/1970) beigetreten.

Kreisky
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232.

Nachdem das am 2. November 1972 in Peking unterzeichnete Handels- und Zahlungsabkom-
men zwischen der Republik Österreich und der Volksrepublik China, welches also lautet:

Handels- und Zahlungsabkommen zwischen
der Republik Österreich und der Volksrepu-

blik China

Die Republik Österreich und die Volksrepu-
blik China sind, vom Wunsche geleitet, die Wirt-
schafts- und Handelsbeziehungen zwischen den
beiden Staaten auf der Basis der Gleichberechti-
gung und des gegenseitigen Vorteiles zu ent-
wickeln, übereingekommen, folgendes Abkom-
men zu schließen:

Artikel 1

Der Warenverkehr zwischen der Republik
Österreich und der Volksrepublik China wird
gemäß den allgemeinen Rechtsvorschriften für
die Ein- und Ausfuhr, die in jedem der beiden
Staaten in Geltung sind, sowie auf der Grundlage
dieses Abkommens durchgeführt.

Artikel 2

(1) Die Vertragsparteien werden einander die
Meistbegünstigung auf dem Gebiet der Zölle und
sonstigen Abgaben (Steuern, Gebühren und Bei-
träge), die anläßlich der Ein- oder Ausfuhr von
Waren erhoben werden, sowie auch hinsichtlich
der Art der Erhebung dieser Zölle und Abgaben
gewähren.

(2) Die Bestimmungen dieses Artikels finden
keine Anwendung:

a) auf Begünstigungen, die von einer der Ver-
tragsparteien bestimmten Staaten oder
bestimmten regionalen Organisationen in
der Absicht eingeräumt wurden oder ein-
geräumt werden, eine Zone des freien oder
präferenziellen Handels zu errichten,

b) auf Begünstigungen, die von einer der Ver-
tragsparteien Nachbarstaaten zur Erleichte-
rung des Grenzverkehrs eingeräumt wur-
den oder eingeräumt werden,

c) auf Begünstigungen, die von einer der Ver-
tragsparteien dritten Staaten in Anwen-
dung von multilateralen Verträgen, an
denen die andere Vertragspartei nicht teil-
nimmt, eingeräumt wurden oder einge-
räumt werden.

(3) Sollten sich aus der Anwendung des Abs. 2
Nachteile für den Handelsverkehr zwischen den
beiden Vertragsparteien ergeben, so werden sich
die zuständigen Behörden bemühen, diese
Schwierigkeiten durch eine nach Maßgabe der
bestehenden Rechtsvorschriften möglichst wohl-
wollende Behandlung zu beseitigen.

Artikel 3

Zur Erleichterung und Förderung der gegen-
seitigen Wirtschafts- und Handelsbeziehungen
werden die Vertragsparteien im Rahmen ihrer
Rechtsvorschriften bestrebt sein, Anträgen auf
Erteilung von Bewilligungen für die Ausfuhr von
Waren nach dem Gebiet der anderen Vertrags-
partei bzw. für die Einfuhr von Waren aus dem
Gebiet der anderen Vertragspartei, soweit solche
erforderlich sind, eine wohlwollende Behandlung
zu gewähren.

Artikel 4

Alle Zahlungen zwischen der Republik Öster-
reich und der Volksrepublik China erfolgen in
Übereinstimmung mit den Devisenvorschriften
jeder Vertragspartei in österreichischen Schilling
oder in Ren-Min-Bi oder in für beide Ge-
schäftspartner (Art. 5) akzeptablen frei konver-
tierbaren Währungen.

Artikel 5

Der Warenverkehr zwischen der Republik
Österreich und der Volksrepublik China wird
auf Grund von Verträgen abgewickelt, die zwi-
schen natürlichen oder juristischen Personen oder
Personengesellschaften des Handelsrechtes, die
nach österreichischem Recht außenhandelsberech-
tigt sind, und chinesischen Organisationen, die
nach chinesischem Recht außenhandelsberechtigt
sind, abgeschlossen werden.

Artikel 6

Die Vertragsparteien setzen voraus, daß die
gegenseitigen Warenlieferungen zu marktgerech-
ten Preisen erfolgen werden. Im Falle von
Schwierigkeiten auf dem Preisgebiet werden die
beiderseits zuständigen Stellen bestrebt sein,
geeignete Maßnahmen zu deren Behebung zu
ergreifen.

Artikel 7

Die Bestimmungen dieses Abkommens finden
auf Geschäfte, die vor dem Inkrafttreten dieses
Abkommens abgeschlossen wurden, keine An-
wendung. Auf Geschäfte, die im Rahmen und
während der Gültigkeitsdauer dieses Abkommens
abgeschlossen wurden jedoch im Zeitpunkt des
Außerkrafttretens dieses Abkommens noch nicht
erfüllt sind, werden die Bestimmungen dieses
Abkommens weiter angewendet.
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Artikel 8

Die Vertragsparteien kommen überein, eine
Gemischte Kommission zu bilden. Ihre Aufgabe
ist es, die Durchführung dieses Abkommens zu
beobachten, neue Möglichkeiten zur Entwicklung
des Handels zwischen den Vertragsparteien zu
prüfen und geeignete Vorschläge zur Abänderung
oder Ergänzung dieses Abkommens an die Ver-
tragsparteien zu erstatten. Die Gemischte Kom-
mission wird auf Wunsch einer Vertragspartei
abwechselnd in Wien oder Peking zusammen-
treten.

Artikel 9

Dieses Abkommen tritt 60 Tage nach dem
Zeitpunkt in Kraft, in dem die Vertragsparteien
einander im Wege eines Notenwechsels mitteilen,
daß die staatsrechtlichen Voraussetzungen für das
Inkrafttreten gegeben sind. Es bleibt so lange in

Kraft, bis es von einer der Vertragsparteien
unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von
sechs Monaten schriftlich auf diplomatischem Weg
gekündigt wird.

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu
gehörig Bevollmächtigten dieses Abkommen
unterzeichnet und mit Siegeln versehen.

GESCHEHEN ZU PEKING am 2. November
1972 in zwei Urschriften, in deutscher und chine-
sischer Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen
authentisch sind.

Für die Regierung der Republik Österreich:

Dr. Josef Staribacher m. p.

Für die Regierung der Volksrepublik China:

Pai Hsiang-kuo m. p.
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie und vom Bundes-
minister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik
Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 16. März 1973

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Kreisky

Der Bundesminister für Finanzen:

Androsch

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Weihs

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie:

Staribacher

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kirchschläger

Der im Art. 9 des Abkommens vorgesehene Notenwechsel wurde am 2. April 1973 durch-
geführt. Das Abkommen tritt somit gemäß seinem Art. 9 am 1. Juni 1973 in Kraft.

Kreisky
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